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Zusammenstellung 

des 

Entwurfs eines Gesetzes zur Erhebung einer Abgabe „Not- 
opfer Berlin” im Gebiet der Bundesrepublik Deutschland 

- Nr. 255 der Drudtsachen - 

mit den 

Beschlüssen des 10. Ausschusses 


Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes zur 
Erhebung einer Abgabe,, Not- 
opfer Berlin” im Gebiet der 
Bundesrepublik Deutschland. 

Der Bundestag hat das folgende 
Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Das in den Ländern Bayern, Bremen, 
Hamburg, Hessen, Niedersachsen, 
Nordrhein -Westfalen, Schleswig- 
Holstein und Württemberg-Baden 
geltende Gesetz zur Erhebung einer 
Abgabe „Notopfer Berlin” in der 
Fassung vom 11. April 1949(WiGBl. 
S. 64) wird unter Berücksichtigung 
der Änderungen durch das Dritte 
Gesetz zur Änderung des Gesetzes 
zur Erhebung einer Abgabe „Not- 
opfer Berlin” vom 10. August 1949 
(WiGBl. S. 249) wie folgt geändert 
und ergänzt: 

1. In der Präambel des Gesetzes 
werden die Worte „Vereinigten 
Wirtschaftsgebiet” durch das 
Wort „Bundesgebiet” ersetzt. 

2. In § 1 werden die Worte „Das 
Vereinigte Wirtschaftsgebiet” 
durch die Worte „Der Bund” 
ersetzt. 

3. In § 2 treten an die Stelle der 
Worte „im Vereinigten Wirt- 
schaftsgebiet” jeweils die Worte 
„im Bundesgebiet”. 


Beschlüsse des 10. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes zur 
Erhebung einer Abgabe„Not- 
opfer Berlin” im Gebiet der 
Bundesrepublik Deutschland. 

Der Bundestag hat das folgende 
Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Das in den Ländern Bayern, Bremen, 
Hamburg, Hessen, Niedersachsen, 
Nordrhein - Westfalen, Schleswig - 
Holstein und Württemberg-Baden 
geltende Gesetz zur Erhebung einer 
Abgabe „Notopfer Berlin” in der 
Fassung vom 11. April 1949 
(WiGBl. S. 64) wird unter Berück- 
sichtigung der Änderungen durch 
das Dritte Gesetz zur Änderung 
des Gesetzes zur Erhebung einer 
Abgabe „Notopfer Berlin” vom 
10. August 1949 (WiGBl. S. 249) 
wie folgt geändert und ergänzt: 

1. In der Präambel des Gesetzes 
werden die Worte „Vereinigten 
Wirtschaftsgebiet ” durch das 
Wort „Bundesgebiet” ersetzt. 

2. In § 1 werden die Worte „Das 
Vereinigte Wirtschaftsgebiet” 
durch die Worte „Der Bund” 
ersetzt. 

3. In § 2 treten an die Stelle der 
Worte „im Vereinigten Wirt- 
schaftsgebiet” jeweils die Worte 
„im Bundesgebiet”. 

4. (neu) In § 4 Absätze 1 und 2 
tritt an die Stelle des Wortes 
„Lohnsteuer -Durchführungsbe- 
stimmungen” jeweils das Wort 
„Lohnsteuer-Durchführungsver- 
ordnung”. 



Entwurf 


Beschlüsse des 10. Ausschusses 


5. (neu) § 6 erhält folgendeFas^ung: 

»§ 6 

Anmeldung 

Der Arbeitgeber hat eine Anmel- 
dung über die einzelnen Abgabe- 
beträge der Kasse des zuständigen 
Finanzamts zu dem gleichen Zeit- 
punkt zu übersenden, zu dem die 
Abgabebeträge abzuführen sind. 
§ 49 der Lohnsteuer- D u vch f üh rungs- 
verordnung gilt entsprechend. Die 
Anmeldung kann mit der Lohn- 
steueranmeldung verbunden wer- 
den; in diesem Fall sind die ein- 
behaltenen Abgabebeträge in der 
Lohnsteueranmeldung gesondert 
aufzuführen.” 

6. (neu) In § 9 treten an die Stelle 
der Worte „10. April, 10. Juli, 
10. Oktober und 10. Januar” 
die Worte „10. März, 10. Juni, 
10. September und 10. Dezem- 
ber.” 

7. (neu) § 1 4 erhält folgende Fassung : 

14 

Umfang der Abgabepflicht 

(1) Die Abgabe auf Postsendungen 
wird auf folgende Postsendungen 
im Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland erhoben: 

1. Briefe, 

2. Postkarten, 

3. Geschäftspapiere, 

4. Warenproben, 

5. Mischsendungen, 

6. Päckchen, 

7. Pakete, 

8. Bahnhofsbriefe, 

9. Bahnhofszcitungen. 

(2) Von der Abgabe ausgenommen 
sind folgende Postsendungen: 

1. Dienstsendungen der Hohen 
Kommission und ihrer Dienst- 
stellen, der ausländischen Ver- 
tretungen und der Konsulate, 

2. Postanweisungen und Zahl- 
karten (einschließlich der Post- 
anweisungen und Zahlkarten, 
die zur Übermittlung von 
durch Postnachnahmen und 
Postaufträge eingezogenen Be- 
trägen dienen), 

3. Drucksachen, 

4. Zeitungsdrucksachen, 

5. Werbcantworten, 

6. Postwurfsendungen, 

7. gebührenfreie Briefe an die 
Postscheckämter und Postspar- 
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Entwurf 


Beschlüsse des 10. Ausschusses 


4. ln § 18 treten 

a) in Absatz 1 an Stelle der 
Worte „des Vereinigten Wirt- 
schaftsgebietes” die Worte 
„des Bundes”; 

b) in Absatz 2 an Stelle der Wor- 
te „der Verwaltung für Post- 
und Fernmelde wesen des Ver- 
einigten Wirtschaftsgebietes” 
die Worte „dem Bundesmini- 
ster für das Post- und Fern- 
meldewesen”; 

c) in Absatz 3 an Stelle der Wor- 
te „die Verwaltung für Finan- 
zen des Vereinigten Wirt- 
scliaftsgebietes” die Worte 
„den Bundesminister der Fi- 
nanzen”. 

5. In ^ 19 Absatz 2 treten an Stelle 
der Worte „der Verwaltung für 
Post- und Fernmeldewesen des 
Vereinigten Wirtschaftsgebietes” 
die Worte „dem Bundesminister 
für das Post- und Fernmelde- 
wesen”. 


kassen’ämter bei Verwendung 
der besonderen Briefum- 
schläge, 

8. vollzogen zurückgesandte 
Postzustellungsurkunden und 
Rückscheine, 

9. Postzeitungsgut, 

10. Blindenschriften.” 

8. In § 18 treten 

a) in Absatz 1 an Stelle der W orte 
„des Vereinigten Wirtschafts- 
gebietes” die Worte „des 
Bundes” ; 

b) in Absatz 2 an Stelle der Worte 
„der Verwaltung für Post- 
und Fernmeldewesen des 
Vereinigten Wirtschaftsgebie- 
tes” die Worte „dem Bun- 
desminister für das Post- 
und Fernmeldewesen”; 

c) in Absatz 3 an Stelle der Worte 
„die Verwaltung für Finan- 
zen des Vereinigten Wirt- 
schaftsgebietes” die Worte 
„den Bundesminister der 
Finanzen”. 

9. In § 19 Absatz 2 treten an Stelle 
der Worte „der Verwaltung für 
Post- und Fernmeldewesen des 
Vereinigten Wirtschaftsgebietes” die 
Worte „dem Bundesminister für 
das Post- und Fernmelde wesen”. 


10. (neu) § 23 Absatz 1 erhält fol- 
gende Fassung: 

„(1) Die Vorauszahlungen, die 
bis zur Bekanntgabe des Steuer- 
bescheids über die für 1948 
geschuldete Abgabe zu leisten 
sind, bemessen sich grundsätz- 
lich nach dem Einkommen, das 
die Bemessungsgrundlage für 
die Vorauszahlungen auf die 
Einkommensteuer und auf die 
Körperschaftsteuer bildet. Die 
am 10. Januar 1950 zu leisten- 
de Vorauszahlung auf die Ab- 
gabe der Veranlagten und auf 
die Abgabe der Körperschaften 
für 1949 bemißt sich nach § 23 
des Gesetzes zur Erhebung 
einer Abgabe „Notopfer Berlin” 
vom 11. April 1949 (WiGßl. S. 
64) in der Fassung des Dritten 
Gesetzes zur Änderung des Ge- 
setzes zur Erhebung einer Ab- 
gabe „Notopfer Berlin” vom 
10. August 1949 (WiGBl. S. 
249).” 
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Entwurf 


Beschlüsse des 10. Ausschusses 


6. § 24 erhält folgende Fassung: 

„§ 24 

Durchführungsvorschriften 

(1) Der Bundesminister der Finan- 
zen wird ermächtigt, mit Zustim- 
mung des Bundesrates zur Durch- 
führung dieses Gesetzes Rechts- 
verordnungen und allgemeine Ver- 
waltungsvorschriften zu erlassen. 
Rechtsverordnungen zur 
Durchführung der Abgabe 
auf Postsendungen sind im 
Einvernehmen mit dem Bun- 
desminister für das Post- und 
Fernmeldewesen zu erlassen. 


(2) Der Bundesminister der Finanzen 
wird ferner ermächtigt, den Wort- 
laut des Gesetzes neu bekanntzu- 
geben.” 


11. § 24 erhält folgende Fassung: 
24 

D urchführungs vor Schriften 

(1) Der Bundesminister der Finan- 
zen wird ermächtigt, mit Zustim- 
mung des Bundesrates zur Durch- 
führung dieses Gesetzes 

a) Rechtsverordnungen zu er- 
lassen und zwar 

1. zur Abgabe der Arbeit- 
nehmer: 

über Zusammenrechnung 
und Abrundung von Ar- 
beitslohn, 

Berechnung der Abgabe, 
Verbuchung durch die Ar- 
beitgeber, 

Anmeldung durch die Ar- 
beitgeber und Außenprü- 
fung durch das Finanzamt, 

2. zur Abgabe der Veran- 
lagten : 

über die Zusammenrech- 
nung der Einkünfte und 
die Ermittlung des Ein- 
kommens von Arbeitneh- 
mern, 

3. zur Abgabe der Körper- 
schaften: 

über die für die Befrei- 
ung von der Abgabe maß- 
gebenden Vorschriften des 
Körperschaftsteuergeset- 
zes 

4. zur Abgabe auf Postsen- 
dungen über 

Art und Zeit der Ab- 
gabeentrichtung, 
Beschreibung und Verkauf 
der Steuermarken und 
über die Verwendung der 
Steuermarken, 

3. zur kassenmäßigen Be- 
handlung der Abgabe 
„Notopfer Berlin”, 

b) allgemeine Verwaltungsvor- 
schriften zu erlassen. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen 
wird ferner ermächtigt, den Wort- 
laut des Gesetzes neu bekannt zu- 
geben. ” 
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Entwurf 

7. § 25 Satz 2 erhält folgende 
Fassung: 

„Seine Geltungsdauer erstreckt 
sich auf die Erhcbungszeiträunie, 
die spätestens am 31. Dezember 
1950 enden.” 

Artikel II 

Das Gesetz zur Erhebung einer 
Abgabe „Notopfer Berlin” in der 
nach Artikel I dieses Gesetzes maß> 
gebenden Fassung wird in den 
Ländern Baden, Rheinland -Pfalz 
und Württemberg - Fiohenzollern 
sowie im Kreis Lindau in Kraft 
gesetzt. 

Artikel III 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 
1950 in Kraft. 


Beschlüsse des 10. Ausschusses 

12. § 25 Satz 2 erhält folgende 
Fassung: 

„Seine Geltungsdauer erstreckt 
sich auf dieErhebungszeiträume, 
die spätestens am 3 1 . Dezember 
1950 enden.” 

Artikel II 

Das Gesetz zur Erhebung einer 
Abgabe „Notopfer Berlin” in der 
nach Artikel I dieses Gesetzes maß- 
gebenden Fassung mit Ausnahme 
des § 23 Absatz 1 Satz 2 wird in 
den Ländern Baden, Rheinland- 
Pfalz und Württemberg -Hohen- 
zollern sowie im bayerischen 
Kreis Lindau in Kraft gesetzt. 

Artikel III 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 
1950 in Kraft. , 
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